Fall 6e – Fremdmaterial 

Bauherr Bernd (B) möchte auf seinem Grund und Boden ein Häusle bauen, weshalb er mit Bauunternehmer Ulrich (U) einen entsprechenden Werkvertrag schließt. Der Zulieferer Zacharias (Z) liefert seinem Vertragspartner U Baumaterial unter Eigentumsvorbehalt, das U in das Haus des B einbaut. U gerät in Vermögensverfall und kann seine Zahlungspflichten nicht erfüllen. Daher möchte Z von B Wertersatz.

Lösungsansätze
Fall Nr. 6e.

Vertragliche Ansprüche? Nebbich. GoA? Falls irgendjemand hier eine G macht, dann ist’s der U. Sachenrecht? Aber holla!






A. Anspruch Z gegen B gemäß §§ 951, 812 I 1

Z könnte gegen B einen Anspruch gemäß 
§§ 951, 812 I 1  auf Vergütung in Geld haben.

I. Eigentumsverlangung durch B gemäß § 946

Das Baumaterial des Z wird zwecks dessen Herstellung in das Haus des B eingebaut, mithin verliert Z sein Eigentum an B gemäß §§ 94 II, I, 946.

II. etwas erlangt

B erlangt Eigentum am Baumaterial.

Nach h.M. ist der Verweis auf das Bereicherungsrecht in § 951 I 1 eine Rechtsgrund-verweisung; d.h., dass die Voraussetzungen eines Anspruches aus Bereicherungsrecht ebenfalls gegeben sein müssen.

III. durch Leistung des U

B erlangt Eigentum am Baumaterial durch Einbau des U, mithin durch dessen bewusste, zweckgerichtete Mehrung des Vermögens des B, also durch dessen Leistung. Ob § 951 I 1 auch auf die Leistungs-kondiktion verweist, kann mangels einer als Anknüpfungspunkt für einen Anspruch des H dienenden Leistung desselben offen bleiben.

Ja, da möchte ich doch noch mal drauf hinweisen: Nach h.M. verweist § 951 I 1 nicht auf die Leistungskondiktion, daher müssten Sie m.E. den Prüfer schon irgendwie darauf hinweisen, dass Sie das wissen. Ich habe hier die Leistungskondiktion geprüft, um am Ende zu sagen, dass, da ihre Voraussetzungen nicht gegeben sind, es offen bleiben kann, ob § 951 verweist.

Das ist m.E. methodisch richtiger, als von vornherein zu sagen, dass § 951 nicht verweist, aber natürlich vielleicht etwas gefährlich. Müssen Sie wissen, wie Sie das machen.

Z hat somit gegen B keinen Anspruch gemäß 
§§ 951, 812 I 1  auf Vergütung in Geld.






B. Anspruch Z gegen B gemäß §§ 951, 812 I 2

Z könnte gegen B einen Anspruch gemäß 
§§ 951, 812 I 2  auf Vergütung in Geld haben.

I. Eigentumserlangung durch B gemäß § 946

Das Baumaterial des Z wird zwecks dessen Herstellung in das Haus des B eingebaut, mithin verliert Z sein Eigentum an B gemäß §§ 94 II, I, 946.

II. etwas erlangt

B erlangt Eigentum am Baumaterial.

III. in sonstiger Weise

B erlangt Eigentum an den Baumaterialen aufgrund eines Eingriffes in das Vermögen des H durch U, der an B leistet. Es stellt sich die Frage, ob angesichts der Leistungsbeziehung der direkte bereicherungs-rechtliche Zugriff des Eigentum verlierenden H als Eingriffsopfer gegen den Leistungsempfänger B möglich sein soll.

Würde man sich für einen strikten Vorrang der Leistungskondiktion gegenüber der Nichtleistungs-kondiktion entscheiden, letztere also für nicht zulässig erklären, sofern eine Leistungsbeziehung vorliegt, wäre Z von vornherein angesichts der Leistung des U der bereicherungsrechtliche Zugriff auf B versperrt.

Nach einer Ansicht soll der Grundsatz des Vorrangs der Leistungskondiktion nicht gelten, sofern der Empfänger einer Leistung, die aus der Sicht des Berechtigten ein Eingriff ist, bösgläubig bezüglich der Berechtigung des Leistenden ist.

Folgte man dieser Ansicht, wäre darauf abzustellen, dass keine Anhaltspunkte für eine Bösgläubigkeit des B bestehen, weshalb der Grundsatz unverändert bliebe, Z mithin nicht direkt bei B kondizieren könnte.

Einzelne vertreten ferner, der Grundsatz des Vorrangs der Leistungskondiktion sei aufzugeben; inwieweit bei Vorliegen einer Leistung derjenige, in dessen Vermögen eingegriffen werde, beim Leistungsempfänger direkt kondizieren könne, sei abstrakt aufgrund von Wertungsgesichtspunkten zu ermitteln.

Folgte man dieser Ansicht, wäre angesichts der Gutgläubigkeit des B darauf zu bestehen, dass er nur eventuellen Ansprüchen seines Vertragspartners U ausgesetzt sein darf: Könnte sich Z direkt an ihn halten, würden die Einwendungen des B aus seinem Rechtsverhältnis zu U verloren gehen. 

Die aufgezeigten Möglichkeiten zur Beantwortung der aufgeworfenen Frage kämen zum selben Ergebnis, ein Streitentscheid ist mithin nicht erforderlich.

Z hat gegen B keinen Anspruch gemäß 
§§ 951, 812 I 2  auf Vergütung in Geld.

Ich würde gern noch den Unterschied zum Jungbullenfall aufzeigen: Im Jungbullenfall erlangt der Käufer des geklauten Jungbullen das Eigentum an dem Fleisch durch eigene Verwurstung (im wahrsten Sinne des Wortes), weshalb es sich um einen Fall der Eingriffskondiktion handelt, bei dem § 951 anwendbar ist.

Hier haben wir’s allerdings damit zu tun, dass der Vertragspartner B durch eine Leistung den Eigentumsübergang herbeiführt. Damit sind wir wieder im Bereich des Vorrangs der Leistungskondiktion.

